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1.
Chancen der gewachsenen Bedeutung des privaten Sektors und der 

zunehmenden Verflechtung der Weltwirtschaft 
Ziel der deutschen Entwicklungszusammenarbeit ist die Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Lage der Menschen in den Partnerländern des BMZ und die Entfaltung ihrer schöpferischen Fähigkeiten. Sie folgt dabei dem Leitbild einer global nachhaltigen Entwick​lung, die soziale Gerechtigkeit, wirtschaftliche Effizienz und eine ökologische Aus​richtung anstrebt. Dabei spielt die Förderung marktorientierter Wirtschaftssysteme und des privaten Sektors eine zunehmend wichtige Rolle. Das sektorübergreifende Konzept
 be​schreibt die Politik des BMZ, dient als Wegweiser für diese breitgefächerte Aufgabe und zeigt die Handlungs​spielräume und -erfordernisse auf. Die entsprechenden Instrumente sind in Über​sicht 1 zusammen​gefaßt  und detailliert im Unternehmerhandbuch des BMZ beschrieben.

In marktwirtschaftlich organisierten Wirtschaftssystemen, in denen Anreize für private Initiative bestehen, kann sich die wirtschaftliche Effizienz durch eine bessere Nutzung der natürlichen Ressourcen, Arbeitskräfte und verfügbaren Technologien erhöhen. Der private Sektor wird so zum Wachstumsmotor und ermöglicht Einkommenssteigerungen, die im Rahmen einer ausgewogenen Politik für eine nachhaltige Verbesserung der langfristigen Entwicklungs​perspektiven genutzt werden können. Die Stärkung der Wirtschaftskraft der Entwicklungs​länder ist ein entscheidender Faktor für die Beseitigung struktureller Ursachen der Armut, weil Handlungsspielräume zu Gunsten armer Bevölkerungsschichten eröffnet und deren produktive Potentiale genutzt werden. Unternehmen, die bereit sind zu investieren, schaffen bzw. sichern Arbeitsplätze, eine globale Zukunftsaufgabe von zunehmender Be​deutung. Insbesondere bei Kleinst​unter​nehmen kann dies unmittelbar zur Bekämpf​ung der Armut und der Integration von Randgruppen in die Gesellschaft beitragen. Ein aktiver Privatsektor fördert zudem die Herausbildung pluralistischer Strukturen, da mehr Menschen aktiv in Ent​scheid​ungs​​prozesse eingebunden werden. 

Seit den weltpolitischen Umwälzungen von 1989/90 besteht über die Bedeutung der Marktwirtschaft ein weltweiter ordnungspolitischer Konsens. Damit haben sich auch die Rahmenbedingungen für die Entwicklungszusammenarbeit geändert. Dies erklärt den zunehmenden Rang, den die Förderung marktorientierter Wirtschaftssysteme und des Privatsektors in den Entwicklungsländern und in der internationalen entwicklungs​politischen Diskussion und Praxis der letzten Jahre eingenommen hat. Etwa ein Fünftel der Maßnahmen der bilateralen deutschen Entwicklungs​zusammen​arbeit dient der Förderung der Privatwirtschaft in Ent​wicklungs​​ländern. Die Ansatzpunkte für die entsprechenden Fördermaßnahmen sind in Kapitel 2 dargestellt. 

Eine weitere einschneidende Veränderung ist die zunehmende internationale Vernetzung der Wirtschaft in Industrie- und Entwicklungsländern. Die Liberalisierung des internationalen Handels- und Kapitalverkehrs verbessert die Voraussetzungen für grenzüberschreitenden Handel und die Produktion im Ausland. Technologische Innovationen im Tele​kommuni​kations- und Transportsektor verringern die Transaktionskosten für Unternehmen, die internationale Kooperations​beziehungen eingehen. Davon profitierten auch Entwicklungs​länder beträchtlich. Zwischen 1990 und 1995 ver​doppelten sich die Exporte aus Entwick​lungs​ländern auf ca. 1600 Mrd. US$. Im gleichen Zeitraum verdreifachten sich die privaten Kapitalströme in Entwicklungsländer auf 162 Mrd. US-$, während die öffentlichen Leistungen bei ca. 60 Mrd. US-$ stagnierten. Zu dem kräftigen Anstieg des privaten Kapitalexports haben vor allem die verschuldungs​neutralen Direktinvestitionen beigetragen, die mehr als die Hälfte der privaten Kapitalströme ausmachen und inzwischen die gesamten öffentlichen Leistungen weit übertreffen. Diese privaten Kapitalströme erreichen bisher allerdings nur wenige Länder. Aus diesen Verschiebungen ergeben sich neue Möglichkeiten und Herausforderungen für die Entwicklungszusammenarbeit, die in Kapitel 3 und 4 dargestellt sind. In Kapitel 5 sind die sich aus diesem Konzept ergebenden Kriterien für eine wirksame Förderung der Privat​wirtschaft zusammengefaßt. 

2.
Ansatzpunkte zur Förderung der Privatwirtschaft in Entwicklungsländern

Erfolgreiche privatwirtschaftliche Entwicklung entsteht nicht allein durch die Schaff​ung geeigneter Rahmenbedingungen auf staatlicher Ebene, durch das Vorhandensein innovativer Unternehmen oder durch ein leistungsfähiges Unternehmens​um​feld, sondern durch das Zusammenspiel aller drei Ebenen. Diese Ebenen sind nicht immer klar zu trennen, sondern weisen fließende Übergänge auf. Die entwicklungs​politischen Instrumente des BMZ setzen im Entwicklungsland auf allen drei Ebenen an (vgl. Übersicht 1, obere Zeile).

2.1
Staatliche Ebene
Die neue Rollenverteilung von Staat und Wirtschaft weltweit und das verstärkte Augenmerk auf private Unternehmen mindert die Bedeutung des öffentlichen Sektors keineswegs, doch  müssen dessen Aufgaben und sein Verhältnis zum privaten Sektor neu bestimmt werden. Im produktiven Bereich müssen die Möglich​keiten, Aufgaben an den privaten Sektor abzugeben, wo dieser effizienter ist, konsequent genutzt werden. Kernaufgabe des Staats bleibt es aber, die gesetzlichen, wirtschaftlichen, administrativen und institutionellen Voraus​setzungen für privatwirtschaft​liches Engagement zu schaffen. Ein marktwirtschaftlich organi​siertes Wirtschaftssystem bedarf zudem einer ökologischen und sozialen Ausrichtung. Die Verankerung der sozialen Verantwortung und die Bewahrung der natürlichen Lebens​grundlagen im Sinne der Agenda 21 sind gleichrangiges Ziel neben der wirtschaftlichen Effizienz. Von den unterschiedlichen deutschen Erfahrungen mit der Verfolgung und Um​setz​ung dieses Zielsystems können wichtige Anregungen für die Partnerländer ausgehen.

Die Rahmenbedingungen für die Entfaltung der Privatwirtschaft werden bestimmt von der Wirtschaftsordnung als Gesamtheit aller Regeln, denen die einzelnen Wirtschafts​subjekte im Wirtschaftsprozeß unterworfen sind. Ein stabiles politisches System und ein leistungsfähiger Staat sind erforderlich, um Grundelemente wie Eigentumsordnung, Wirtschaftsrecht sowie eine Wettbewerbsordnung durchzusetzen und zu schützen, sowie bei Bedarf korrigierend einzu​greifen. Soll der Privatsektor sich dynamisch entfalten, bedarf es auf der Ebene des Staates im einzelnen folgender Voraussetzungen, deren Schaffung durch die Entwicklungs-zusammenarbeit unterstützt wird:

-
Die Wirtschaftsordnung braucht klare, nachvollziehbare Grundregeln, die den Freiraum für privates Handeln absichern. Dazu gehören in erster Linie ordnungspolitische Rahmen​bedingungen wie ein verläßliches Rechtssystem, der Schutz des privaten Eigen​tums und eine funktionsfähige Wettbewerbs​ordnung.

-
Die Finanzpolitik sollte eine durch unangemessen hohen Staatskonsum bzw. ineffiziente Steuerpolitik verursachte hohe Staats​verschuldung vermeiden. Durch eine stabilitäts​orientierte Geldpolitik werden die Voraussetzungen geschaffen, daß wirtschaftliche Akteure ohne Behinderung durch inflationäre Prozesse Investitionen tätigen können. Positive Realzinsen sind für die private Ersparnisbildung von zentraler Bedeutung und Grundvoraus​setzung für alle Fördermaßnahmen im Finanzsektor. 

-
Stufenweise Liberalisierung der Außenwirtschaftspolitik soll den Unternehmen klare Signale vermitteln, ihre Produkte an Weltmarktstandards auszurichten, sie sollte aber auch genügend Zeit für die notwendigen Anpassungen vorsehen. Regionale Integrations​ab​kommen erscheinen als erster Schritt vor späteren multilateralen Vereinbarungen geeignet, diesen Prozeß einzuleiten.

-
Bei allen wirtschaftspolitischen Maßnahmen müssen die sozialpolitischen und öko​logi​schen Konsequenzen berücksichtigt werden, um die langfristigen Entwicklungs​voraus​setz​ungen zu erhalten. Die Internalisierung ökologischer und sozialer Kosten  ermöglicht eine effizientere Allokation der Ressourcen und sollte möglichst weitgehend angestrebt werden.

-
In bester Absicht formulierte Politikvorgaben können durch Ineffizienz und Korruption der Wirtschafts​verwaltungen konterkariert werden. Die Etablierung geeigneter Ver​waltung​s​institutionen (beispielsweise Steuerverwaltungen, Wettbewerbsämter, Zentral​bank, Kartell​amt, Institutionen zur Überwachung von Regulierungs​konzepten) sind entscheidende Faktoren, die Umsetzung der Politikvorgaben zu gewähr​leisten. Die Stärkung der admini​strativen Kompetenz der Verwaltungsinstitutionen und die Schaffung von Möglichkeiten zu ihrer parlamentarischen Kontrolle sind wichtig für die Effizienzsteigerung wirtschaftlichen und politischen Handelns.

-
Die Schaffung ausreichender Infrastruktur in den Bereichen Wasserversorgung, Abfall​wirt​schaft, Energie, Telekommunikation und Verkehr ist ein wesentlicher Faktor für die Ent​wick​lung des Privatsektors.
 Dazu ist neben der Erstellung neuer Anlagen die Erhöhung der Nutzungseffizienz durch die Rehabilitierung der bestehenden Infrastruktur sowie die Realisierung von Sparpotentialen auf der Nachfrageseite von besonderer Bedeutung. 

-
Sowohl im Bereich der Infrastruktur wie auch der gewerblichen Wirtschaft ist ein ordnungs​politischer Rahmen zu schaffen, welcher Möglichkeiten und Anreize schafft, staatliche Unternehmen zu privatisieren, wo dies sinnvoll erscheint. In den Bereichen, in denen negative soziale und ökologische Effekte bzw. unangemessene Monopolrenten mögliche Effizienzgewinne übersteigen, sollte der Staat seine Funktion als Anbieter von Gütern und Dienstleistungen zunächst beibehalten. Dann sollten jedoch die Möglichkeiten der Einführung von privat​wirtschaft​lichen Anreiz- und Kontroll​strukturen (Kommerziali​sierung) und Wettbewerb geprüft werden. Die Preispolitik sollte sich dabei möglichst weitgehend an wirtschaftlichen Grund​sätzen orientieren.

-
Durch die zunehmende Intensivierung des internationalen Wettbewerbs gewinnt die strategische Kompetenz des Staates an Bedeutung. Seine Fähigkeit, im Dialog mit privaten Akteuren gemeinsame Akzente zu setzen, verbessert die Erfolgschancen der Unternehmen einer Volkswirtschaft erheblich.

2.2 
Institutionen- und Verbandsebene
Der Zugang zu wirtschaftsrelevanten Informationen, Finanzierungsmöglichkeiten, materieller Infrastruktur und geeigneter Ausbildung verbessert die Entfaltungsmöglichkeiten privatwirtschaftlicher Initiative. Diese Aufgabe erfordert einen Bereich von Institutionen  zwischen Staat und Unternehmen (z.B. Kammern, Verbände, Wissenschaft, Gewerkschaften)
. Dabei kann es sich um private, halbstaatliche oder staatliche Institutionen handeln. Ihre Stärkung wird durch die Entwicklungszusammen​arbeit in folgenden Bereichen unterstützt: 

-
Information und Beratung: In diesem Bereich bestehen drei Schwerpunkte:


(1) Schaffung eines unabhängigen Verbands- und Kammernwesens der Wirtschaft zum Zweck der Selbsthilfe und Selbstverwaltung als auch der Interessenvertretung gegenüber dem Staat, 


(2) Etablierung eines Systems zur Bereitstellung von Dienstleistungen im Meß-, Norm-, Prüf- und Qualitäts​sicherungswesen (MNPQ)
 und Vermittlung der Gesundheits- und Umweltanforderungen, die auf Exportmärkten gelten,  


(3) Unterstützung von Wirtschaftsinformations- und Beratungsdiensten, die den Privatsektor über neue Entwicklungen in der Technologie, bei der Markt​erschließung, bei Produktion, im Außenhandel, im Finanzsektor und der Wirtschaftsgesetzgebung auf dem laufenden halten. Die Beratungsdienste schließen auch die Förderung von ausländ​ischen Investitionen und Exporten ein.

-
Finanzierung: Durch den Aufbau bzw. die Stärkung von leistungsfähigen Finanz​institutionen soll die Ersparnisbildung intensiviert und Finanzmittel kreditsuchenden Investoren flächen​deckend und marktgerecht zur Verfügung gestellt werden.

-
Aus- und Fortbildung: Der Auf- und Ausbau von gemeinsamen öffentlichen und privaten Einrichtungen für eine bedarfs​orientierte und praxisnahe berufliche Qualifikation ist wichtig. Die Schaffung der entsprechenden gesetzlichen und institutionellen Voraussetz​ungen ist von besonderer Bedeutung. Das deutsche duale Ausbildungssystem kann dabei als Beispiel dienen, muß jedoch an die nationalen Gegeben​heiten angepaßt werden.

2.3 
Unternehmensebene
Je nach Land oder Sektor kann es sinnvoll sein, nicht nur den langfristigen Aufbau von Mesoinstitutionen zu unterstützen, sondern auch die Unternehmens​entwicklung selbst zu fördern. Ziel solcher Maßnahmen ist es, einen direkten Beitrag zur Höherqualifizierung innovativer Unternehmen zu leisten, die als Katalysatoren dienen können und über die Einzelförderung hinaus  signifikante Entwicklungseffekte erzeugen. Zudem können wichtige Erkenntnisse über den differenzierten Förderbedarf der Unternehmen gewonnen werden. Es kann ein Interesse an den Dienstleist​ungen der Mesoinstitutionen gefördert werden, das nicht a priori vorauszusetzen ist. Allein die Tatsache, daß schnellere und sichtbarere Erfolge möglich sind, ist dabei kein Grund für Fördermaßnahmen auf Unternehmensebene.

Bei der Förderung auf Unternehmensebene gilt es, durch Transparenz der Förderkriterien und freien Zugang für alle Unternehmen Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden und eine möglichst hohe Breitenwirksamkeit der Maßnahmen anzustreben. Zudem sollten die begünstigten Unternehmen einen im zeitlichen Verlauf steigenden Eigenanteil erbringen, um die Nachhaltigkeit der Maßnahmen sicherzustellen. Da sich das zu transferierende technische Know-how, Kapital und Managementwissen in Händen privater Unternehmen befindet, sollte bei Fördermaßnahmen auf Unternehmensebene eine strenge Prüfung des Subsidiaritätsprinzips erfolgen (siehe 4.). Als Fördermaßnahmen kommen in Betracht:

-
Information und Beratung: Auf den Unternehmensbedarf zugeschnittene spezifische Informationen werden zu einem zunehmend wichtigen Wirtschaftsfaktor. Verbessertes technisches Know-how steigert die Produktqualität und erhöht die Innovationsfähigkeit. Management- und Marketing​wissen (z.B. Umwelt- und Qualitätsmanagement nach ISO 9000 und ISO 14000) stärkt die Wettbewerbsfähigkeit gegenüber konkurrierenden Produkten und ermöglicht den Zugang zu regionalen und internationalen Märkten. Die Vermittlung internationaler Kooperationspartner verbessert die Voraus​setzungen, durch internationale Zusammenarbeit Synergieeffekte zu erzielen.

-
Finanzierung: In den Ländern, in denen die Mobilisierung von lokalem Sparkapital für die Bereitstellung von langfristigen Krediten nicht ausreicht, spielt die indirekte Bereitstellung entsprechender Mittel über geeignete Finanzintermediäre eine besondere Rolle. Ein wichtiger Ansatz ist die Refinanzierung von Krediten lokaler Finanzinstitute, die gleichzeitig der Entwicklung der Finanz​institutionen dienen sollte.

-
Materielle Infrastruktur: Die Finanzierung und der Betrieb von Infrastruktur​einrichtungen wird zunehmend auch von privatwirtschaftlichen Akteuren wahrgenommen. Da sich entsprechende Modelle wie Build-Operate-Transfer, Build-Operate-Own oder Rehabilitate-Operate-Own aufgrund ihrer Komplexität bisher nur relativ langsam durchsetzen, wird geprüft, ob sie durch geeignete Instrumente der Ent​wicklungs​zusammenarbeit unterstützt werden können.

-
Aus- und Fortbildung: Die Unternehmen müssen über ein ausreichendes Potential von qualifizierten Fachkräften verfügen. Unternehmen können in Rahmen der Entwicklungs​zusammenarbeit insbesondere bei der Fortbildung im Managementbereich sowie mit technischen Qualifikationsmaßnahmen unterstützt werden. 

Für die Förderung von Kleinstunternehmen, insbesondere im informellen Sektor, besteht zwar ein vergleichbares Instrumentarium, doch unterscheidet sich die Zielsetzung der Förderung teilweise. Die Erfahrung zeigt, daß der Übergang von Kleinstbetrieben zu modernen, mittelgroßen Unternehmen nur schwer gelingt. Fördermaßnahmen für diese Ziel​gruppe können deshalb nur bedingt mit dem Anspruch verbunden werden, dadurch einen Beitrag zur Entstehung innovativer Unternehmen mit Katalysatorwirkung zu leisten. Deshalb steht bei dieser Zielgruppe die Stabilisierung der Beschäftig​ungs- und Einkommens​situation des Einzelunternehmers und seiner Angehörigen im Sinne der unmittelbaren Armuts​bekämpfung zunächst im Vordergrund.
 

2.4 
Schlußfolgerungen für die Förderung der Privatwirtschaft in Entwicklungs​



ländern 
Zusammenfassend ist festzustellen, daß Defizite in einer der drei Ebenen Fortschritte auf anderen Ebenen konterkarieren können. Folglich werden Maßnahmen, die auf die Lösung von Einzelproblemen abzielen, nur bedingt Breitenwirkung entfalten können. Daher ist bereits bei der Konzipierung von Maßnahmen zur Förderung der Privatwirtschaft im Rahmen eines Systemansatzes dafür Sorge zu tragen, daß konsistente und umfassende Lösungen gefunden werden.

Die Vielfalt der Instrumente in mehreren Sektoren und ihre Implementierung über verschiedene Durchführungsorganisationen setzt nicht nur eine intensive Abstimmung durch die Regionalreferate des BMZ voraus, sondern erfordert auch einen stärkeren Informations​austausch der mit der Durchführung von Maßnahmen zur Förderung privatwirtschaftlicher Zusammenarbeit befaßten Institutionen DEG, GTZ, KfW etc. Das Länderkonzept als zentrales Managementinstrument des BMZ und die Ländergespräche sollten verstärkt zu diesem Zweck genutzt werden.

Neben dem Instrumentarium des BMZ bestehen entsprechende Fördermaßnahmen im Partnerland selbst sowie auf seiten der Kommunen, der Bundesländer, anderer Bundesressorts, der EU und verschiedener internationaler Organisationen (vgl. Übersicht 2). Um Über​lappungen und Doppelarbeit zu vermeiden, ist jeweils zu prüfen, welche Förderleistungen bereits erbracht werden. Wichtig ist, daß die Institutionen gegenseitig über ihre Dienstleistungen informiert sind, um die Maßnahmen komplementär und arbeitsteilig aufeinander abstimmen zu können. Wenn bereits ein umfassendes Sektorprogramm zwischen Partnerland und den internationalen Finanzierungsinstitutionen vereinbart ist, sollten sich die deutschen Maßnahmen darin einfügen.

3. 
Schnittstellen zwischen Entwicklungszusammenarbeit und privatwirtschaftlicher


Kooperation 
3.1 
Auswirkungen zunehmender internationaler privatwirtschaftlicher



Kooperation
Die Privatwirtschaft in vielen Partnerländern des BMZ wird zunehmend in einen globalen Kontext eingebunden. In einer Reihe von Entwicklungsländern
, insbesondere in Ostasien, hat die internationale privatwirtschaftliche Kooperationen stark zugenommen. Andererseits wurde beispielsweise Afrika südlich der Sahara bisher kaum von diesen Veränderungen berührt. Die Entwicklungsländer, die sich umfassend in die Weltwirtschaft integriert haben, konnten große Vorteile daraus ziehen. Die Liberalisierung des Handels und die Öffnung für ausländische Direkt​investitionen ermöglichen die Anwendung von best-practice-Methoden und das Über​springen mehrerer technologischer Entwicklungs​stufen. Vereinzelte Negativbeispiele schränken die insgesamt positive Bewertung der entwicklungs​politischen Bedeutung privatwirt​schaft​licher Kooperationen nicht ein. Daraus ergeben sich vielmehr konkrete Ansatzpunkte und Aufgabenfelder für die Entwicklungs​zusammen​arbeit. Die Intensität und Nachhaltigkeit der entwicklungspolitischen Effekte ist in hohem Maße von den Rahmen​bedingungen im Entwicklungsland abhängig. Sie müssen einerseits attraktiv genug sein, ausländische Unternehmen anzuziehen, andererseits auch sicher​stellen, daß negative soziale oder ökologische Auswirkungen möglichst weitgehend vermieden werden.

Der zunehmende internationale Wettbewerb verstärkt die Dringlichkeit der Verabschiedung multilateraler Handels- und Investitionsabkommen. Der Abschluß der Uruguay-Runde war zwar ein wichtiger Schritt zur Verbesserung des Ordnungsrahmens, doch besteht bisher kein vergleichbares Abkommen über die Behandlung von Direktinvestitionen. Erste Bemühungen zur Angleichung nationaler Regelungen spiegeln sich in den Abkommen der Uruguay-Runde zu handelsbezogenen Auflagen für Direktinvestitionen (TRIMs) und zum Schutz geistigen Eigentums (TRIPs) wider.

3.2

Die Kohärenz von entwicklungspolitischen und außenwirtschaftlichen



Maßnahmen 
Durch die Globalisierung der Wirtschaft entstehen vielfältige Berührungspunkte zwischen entwicklungs​politischen und außenwirtschaftlichen Aufgaben. Die zunehmenden inter​nationalen Pro​duktions​verflechtungen und die fortschreitende Öffnung der Märkte lassen die Grenzen zwischen der nationalen Wirtschafts​politik und der Außenwirt​schafts​politik mehr und mehr verschwim​men. Multilaterale und bilaterale außen​wirtschaftliche Vereinbarungen haben tiefgreifende Konsequenzen für die nationalen Rahmenbedingungen auf der Makroebene, deren Etablier​ung im Rahmen der EZ unterstützt wird. Auf der Unternehmens​ebene können privatwirtschaftliche Kooperationen wichtige Impulse für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Partnerländer geben. Insofern können Maßnahmen der deutschen Außenwirtschafts​förderung (vgl. Übersicht 1, untere Zeile) sinnvolle Entwicklungs​effekte bewirken, obwohl sich ihre Zielsetzung an den Bedürf​nissen deutscher Unternehmen orientiert.

Entwicklungspolitische Maßnahmen können umgekehrt auch außenwirtschaftliche Ziel​setzungen flankieren. Auf der Makroebene verbessern EZ-Maßnahmen die wirtschaftlichen Rahmen​beding​ungen in Entwicklungsländern und damit auch die Voraussetzungen für ein Engagement der deutschen Wirtschaft. Auf der Unternehmensebene binden entwicklungs​politische Maßnahmen deutsche Firmen explizit ein (vgl. Übersicht 1, mittlere Zeile), um deren Dynamik zur Förderung der Privatwirtschaft in Entwicklungsländern zu nutzen. Gleichzeitig wird damit unter Beachtung der internationalen Wettbewerbsregeln als Nebeneffekt ein wichtiger Beitrag zur Stärkung der deutschen Wirtschaft geleistet. 

Deutsche Unternehmen sollten im Sinne einer öffentlich-privaten Partnerschaft verstärkt in die Entwicklungszusammenarbeit einbezogen werden, um ihre Erfahrungen und kompara​tiven Vorteile für die Entwicklung der Partnerländer zu nutzen. Entwicklungspolitische Zielsetzungen bleiben dabei ausschlaggebend: Ausgangs​punkt für die Fördermaßnahmen ist nicht der Förderbedarf deutscher Unter​nehmen, sondern deren Beitrag zur sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung des Partner​landes. Bei der Durchführung der Maßnahmen sollten die Vorfeldinstitutionen zunehmend mit der deutschen Wirtschaft zusammenarbeiten. Ein wichtiger Ansatzpunkt ist dabei die Erhöhung der Breitenwirksamkeit der ohnehin erzeugten Effekte, insbesondere im Umwelt​bereich, in der Berufsausbildung und beim Technologie​transfer.

Die möglichen Synergieeffekte sollten nicht darüber hinwegtäuschen, daß die Wirkungen außenwirtschaftlicher Maßnahmen entwicklungs​politischen Zielen auch entgegenstehen können. Protektionistische Maßnahmen zum Schutz einheimischer Industrien oder der subventionierte Export von Agrarüberschüssen in Entwicklungsländer konterkarieren entwicklungs​politische Zielsetzungen. Das BMZ ist dementsprechend gefordert, sein in der Zusammenarbeit mit den Partnerländern entwickeltes Know-how bei der Formulierung und der Um​setz​​ung außenwirtschaftlicher Maßnahmen einzu​bringen. Die Verbesserung der Kohärenz zwischen der Entwicklungs- und Außenwirtschaftspolitik ist somit Voraussetz​ung, um die Wirksamkeit beider Bereiche zu verbessern, und beinhaltet sowohl die Vermeid​ung konterkarierender Maßnahmen wie auch die verstärkte Nutzung von Synergieeffekten.

3.3 
Schwerpunkte bei der Förderung privatwirtschaftlicher Kooperation mit



unterschiedlichen Partnerländern
Die Verzahnung von privatwirtschaftlichen Kooperationen und entwicklungs​politischen Maßnahmen ist besonders bei der Zusammenarbeit mit dynamischen Entwicklungsländern sinnvoll. Investitionsfördernde Maßnahmen sind dafür in der Regel am besten geeignet. Zwar kann die Förderung deutscher Exporte auch entwicklungspolitische Effekte haben, doch sind diese deutlich geringer als bei Investitionen, die in der Regel Kapital, Technologie, Berufsausbildung, Management- und Marketing-Knowhow einschließen. Durch die Investition hat das deutsche Unternehmen ein nachhaltiges Interesse an der Etablierung eines funktionierenden Systems vorgelagerter Zulieferunternehmen und einer nachgelagerten Verkaufs- und Serviceorganisation. Neben den traditionellen Engagements im industriellen Bereich, entstehen neue Chancen für Investitionen im Dienstleistungssektor und der materiellen Infrastruktur. 

In den weniger entwickelten Ländern sind die Rahmenbedingungen für ausländische Investitionen häufig noch unzureichend. Deshalb steht dort zunächst die Handelsförderung im Vordergrund. Dabei sollte die Erfahrung importierender deutscher Unternehmen verstärkt genutzt werden, um die Effektivität der Fördermaßnahmen zu verbessern. Zur Sicherung der Produktqualität und Lieferzuverlässigkeit führen eine Reihe von deutschen Handelshäusern Ausbildungs- und Beratungsmaßnahmen durch, deren Breiten​wirksamkeit durch die EZ erhöht werden kann. Gezielte Maßnahmen können den Anstoß für Handelsbeziehungen geben, die bisher wegen zu hoher Transaktionskosten nicht zustande kamen. Besondere Chancen bestehen dabei nach Abschluß der Uruguay-Runde in den Branchen, für die überdurch​schnittliche Zollsenkungen vorgesehen sind (z.B. Textilien, Bekleidung).

4. 
Instrumente des BMZ zur Förderung privatwirtschaftlicher Kooperation
Die Entwicklungs​zusammen​arbeit setzt in folgenden Bereichen an, um Synergieeffekte zu erzielen, die entwicklungspolitisch sinnvoll sind und der Förderung privat​wirtschaftlicher Kooperationen mit deutschen Unternehmen dienen, wobei in jedem Einzelfall die entwick​lungs​politische Begründung gegeben sein muß (vgl. Übersicht 1, mittlere Zeile): 

-
Information/Beratung: Die Aufarbeitung von länderbezogenen Investitions- oder Produkt​informationen, sowie spezifische Kooperationsberatung verbessert insbesondere für mittelständische Unternehmen die Zugangsmöglichkeiten zu potentiellen Ko​operations​partnern in Entwicklungsländern. Dabei kommen in zunehmendem Maße neue Kommuni​kations​​technologien zum Einsatz. Die Möglichkeiten zur Etablierung neuer Maßnahmen zur Reduzierung hoher Vorlaufkosten, beispielsweise bei privat finanzierten Infrastruktur​projekten, werden geprüft. Die Transparenz des bestehenden Förder​instrumentariums ist insgesamt zu verbessern, um Zugangsbarrieren aufgrund der hohen Komplexität zu verringern.

-
Finanzierung: Die relativ höheren Risiken für Investitionen in Entwicklungsländern können reduziert werden durch Beteiligungen von EZ-Institutionen am Eigenkapital der Inves​titions​projekte sowie durch die Bereitstellung von Risikofremdkapital zu Konditionen, die vergleichbaren Projekten in Industrieländern entsprechen. Zudem wird zu prüfen sein, welche Möglichkeiten für die Absicherung genau zu definierender kommer​zieller Risiken von Direktinvestitionen bestehen. In diesem Bereich bildet sich ein verstärkte Nachfrage heraus, da Finanzierungen zunehmend durch Investitionen begleitet werden müssen.

-
Materielle Infrastruktur: Institutionelle Investoren, Ausrüstungsanbieter und Entwick​lungs​organisationen haben seit Anfang der 90er Jahre Investitionsfonds gegründet, die Kapital zur Finanzierung großer Infrastrukturprojekte aufbringen sollen. Die Beteiligung an solchen Fonds in der Anfangsphase bzw. die Etablierung neuer Fonds unterstützt die Finanzierung von Projekten in privater Trägerschaft und verbessert die Möglichkeiten der Beteiligung von Unternehmen an Infrastrukturprojekten.

-
Aus- und Fortbildung: Die direkte Unterstützung der innerbetrieblichen Ausbildung in Unternehmen mit deutscher Kapitalbeteiligung, Kooperationen zwischen EZ-Ausbildungs​zentren und deutschen Niederlassungen im Ausland, sowie die Entsendung von deutschen Experten dient der Verbesserung der Qualifikation der Arbeitnehmer.

Die verstärkte Einbeziehung deutscher Unternehmen in die Entwicklungszusammenarbeit setzt eine sachgerechte, subsidiäre Arbeitsteilung zwischen Staat und Privatwirtschaft voraus. Staatliche Wirtschaftsförderung, durch das Partnerland selbst oder durch die EZ, ist nur dann sinnvoll, wenn mindestens eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist:

-
Private Unternehmen können die notwendigen Aufgaben nicht oder nicht alleine erfüllen (staatliche Lückenbüßerfunktion). Für viele Engpässe der Unternehmen bestehen bereits effektive Unterstützungsangebote durch private Unternehmen zu Marktkonditionen bzw. durch die verfaßte Wirtschaft. Keinesfalls darf durch die Maßnahmen der öffentlichen Hand eine direkte Wettbewerbssituation zu privaten Unternehmen entstehen, bei denen Marktmechanismen durch bürokratische Entscheidungen ersetzt werden.

-
Die Maßnahmen dienen der Verbesserung der Voraussetzungen für die Betätigungen privater Unternehmen, oder verfolgen übergeordnete soziale oder ökologische Ziele (staatliche Vorreiterfunktion). Das Subsidiaritätsprinzip schließt eine Anschub​finanzierung mit öffentlichen Mitteln in bestimmten Bereichen nicht aus, wenn von Beginn an ein Zeitplan zum Abbau des öffentlichen Beitrags vorgesehen wird.

-
Der Staat besitzt in den entsprechenden Bereichen die Zuständigkeit bzw. eindeutige komparative Vorteile zur Durchführung der Aufgaben (staatliche Vorzugsfunktion). Dies gilt insbesondere bei Maßnahmen, die der Schaffung von Rahmenbedingungen dienen oder bei Märkten mit natürlichen Monopolen, die keinen Wettbewerb zulassen.

Da die Subsidiarität ein zentrales Prinzip ist, bei der konkreten Abgrenzung öffentlicher und privater Aufgaben aber je nach Sektor Unterschiede bestehen, wird dieser Aspekt bei der Überarbeitung der relevanten Sektorkonzepte des BMZ besonders berücksichtigt werden. Durch eine genauere Abgrenzung der Beiträge beider Seiten verbessern sich die Möglichkeiten, die Maßnahmen komplementär aufeinander abzu​stimmen. Eine schlagkräftige öffentlich​-private Partnerschaft erlangt angesichts des intensivierten internationalen Wettbe​werbs zunehmend größere Bedeutung. 

5.
Kriterien für eine wirksame Förderung der Privatwirtschaft in Entwick​lungsländern
Für die Förderung der Privatwirtschaft sind klare Prüfungskriterien und Erfolgsindikatoren unabdingbar, um sicherzustellen, daß staatliche Interventionen die Förderziele effizient erreichen und nicht durch unerwünschte Nebeneffekte konterkarieren. Da die Hauptakteure private Unternehmen sind, reichen für die Evaluierung der Unterstützungsmaßnahmen die bestehenden Kriterien Effizienz, Effektivität, Nachhaltigkeit und Signifikanz nicht aus. Eine ergänzende Interpretation der Kriterien für diese Form der EZ soll ermöglichen, die Maßnahmen herauszufiltern, die die positiven Effekte der privatwirtschaft​lichen Dynamik verstärken. Gleichzeitig soll dadurch verhindert werden, daß das entwicklungspolitische Zielsystem durch die bestehenden Partikularinteressen aus dem Blick gerät. Die folgenden ergänz​en​den Prüfungskriterien, die auch in anderen entwicklungspolitischen Zusammenhängen wichtig sind, gelten für die Förderung der Privatwirtschaft in besonderem Maße. Sie finden sowohl ex-ante bei der Konzeption neuer Projekte als auch ex-post bei der Evaluierung Anwendung und lassen sich wie folgt zusammen​fassen:

- 
Koordinierung: Die Effizienz der Maßnahmen kann durch Duplikation verschiedener Institutionen in Deutschland, anderer bilaterale Geber und multilateraler Institutionen, die die Privat​wirtschaft auf allen Ebenen (Staat, intermediäre Institutionen, Unternehmen) fördern, verringert werden. Eine Intensivierung der Koordinierung durch das BMZ ist geeignet, Informationsgewichtung und maßnahmenspezifische Koordinier​ung im Hinblick auf die arbeitsteilige Förderung der Privatwirtschaft qualitativ zu verbessern. Gleichzeitig sind Ansätze zur Entwicklung von Koordinierungsmechanismen vor Ort zu stärken.

- 
Kohärenz: Da von privatwirtschaftlichen Kooperationen entscheidende Entwick​lungs​im​pulse für das Partnerland ausgehen, fällt deren Flankierung sowohl in die Zu​ständig​​keit der Außenwirtschaftspolitik als auch in den Kompetenzbereich der Entwick​lungs​politik. Zu Sicherstellung einer hohen Effektivität sind bereits bei der Zielsetz​ung konter​​ka​rierende Maßnahmen zu vermeiden, Synergieeffekte möglichst weitgehend anzu​streben. Das impliziert für das BMZ und sein Vorfeld, bei der Formulierung ent​wicklungs​politischer Maßnahmen der Privatwirtschaftsförderung auch die Relevanz für deutsche Unternehmen zu prüfen. Dies bedeutet sowohl ein aktives Zugehen auf die Unternehmen als auch die generelle Offenheit, entwicklungs​politisch sinnvolle Initiativen der Wirtschaft aufzugreifen.

- 
Subsidiarität: Zur Erhöhung der Nachhaltigkeit sollten Fördermaßnahmen zeitlich befristet und degressiv sein. Bei allen Maßnahmen der Privatwirtschaftsförderung muß geprüft werden, ob eine entsprechende Unterstützung von privaten Unternehmen angeboten wird. Bei der Auswahl und Planung neuer Projekte bzw. der Weiterent​wicklung bestehender Projekte, die in Zusammenarbeit mit öffentlichen Trägern durchgeführt werden, sollten die Spielräume zur Privatisierung und Kommerzialisierung geprüft werden. Vertreter der Privatwirt​schaft werden in die Vorbereitung von Länderkonzepten und bei Länder​gesprächen einbezogen. Die verstärkte Berücksichtigung des Subsi​diaritäts​​prinzips impliziert, daß insbesondere bei der technischen Zusammenarbeit der Förderschwerpunkt zunehmend im Bereich der Meso- und Makroebene liegt.

- 
Systemansatz: Die Instrumente sollten nicht punktuell, sondern als komplementäres Bündel eingesetzt werden, um die Signifikanz der Maßnahmen zu erhöhen. Dies ist nur dann möglich, wenn die Förderung der Privatwirtschaft nicht als isoliertes Sektor​programm, sondern vielmehr als sektor​übergreifende Aufgabe verstanden wird. Bei der Entwicklung von länder​spezifischen Förderkonzepten sollten Einzel​projekte vertikal und horizontal miteinander vernetzt werden. Privatwirtschaftsfördernde Projekte auf staatlicher Ebene, Meso- und Unternehmensebene können sinnvoll miteinander verknüpft werden. Auch für eine horizontale Vernetzung von Projekten in den Förderbereichen Information/ Beratung, Finanzierung, materielle Infra​struktur und  Ausbildung bestehen Möglichkeiten. 


Durch eine klare Schwerpunktsetzung und strategieorientierte Bündelung der EZ-Mittel verbessern sich die Möglichkeiten, signifikante Beiträge leisten zu können. Die Länderkonzepte, die die Grundlage für Politikdialog, Regierungsverhandlungen, Geber​koordinierung sowie Projektfindung und -konzipierung bilden, sind dabei von ent​scheid​en​der Bedeutung. Sie sind so zu gestalten, daß daraus auch Programm- und Projektideen zur Förderung des privaten Sektors und der privatwirtschaftlichen Zu​sammen​arbeit abgeleitet werden können. Die Länderkonzepte sollen zu diesem Zweck eine Analyse der Ansatzpunkte für die Förderung der Privatwirtschaft und der Kooper​ations​möglichkeiten mit deutschen Unternehmen enthalten. Dabei wird das Know-how der vor Ort tätigen Repräsentanten deutscher Institutionen und Unternehmen (z.B. Auslands​vertretungen, Auslandshandels​kammern, BfAI-Korrespondenten, EZ-Mitarbeiter etc.) genutzt.

�     Es ersetzt den Orientierungsrahmen zur Förderung der privatwirtschaftlichen Entwicklung in den Partner�ländern des BMZ.


�     Vgl. Sektorkonzepte "Volkswirtschaftliche Regierungsberatung" und "Verwaltungsförderung". 


�     Vgl. die Sektorkonzepte "Siedlungswasserwirtschaft", "Abfallversorgung",  "Energie", "Fernmelde�wesen", sowie "Straßenbau und Straßenerhaltung".


� sogenannte Meso- bzw. intermediäre Ebene


�     Vgl. Sektorkonzept Messen, Normen, Prüfen, Qualität sichern.


�     Vgl. Sektorkonzept Finanzsystementwicklung


�     Vgl. Sektorkonzepte "Berufliche Bildung" und "Hochschulförderung".


�     Vgl. Sektorkonzept Kleingewerbe und Handwerk.


�     Beispielsweise die Flächenstaaten China, Indien, Indonesien und Brasilien, sowie kleinere dynamische Länder wie Südkorea, Singapur, Thailand, Malaysia.





